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D ie Abrechnungsprüfung bezieht sich sowohl auf Leistungen 
der häuslichen Krankenp� ege nach dem SGB V als auch auf 
die körperbezogenen P� egemaßnahmen, p� egerischen Be-

treuungsmaßnahmen und Hilfen bei der Haushaltsführung nach dem
SGB XI. Geprüft wird die Abrechnung von mindestens sieben Tagen, wo-
bei möglichst ein Wochenende oder zwei Feiertage enthalten sein sollen. 
Zur eindeutigen Klärung des Abrechnungsverhaltens können auch wei-
tere Tage einbezogen werden.

Geprüft wird:
• Welche Leistungen sind vereinbart?
• Welche Leistungen wurden in Rechnung gestellt?
• Wurden die abgerechneten Leistungen nachvollziehbar erbracht?
• Wurden die Leistungen vertragskonform abgerechnet?

Unterlagen, die zur Abrechnungsprüfung eingesehen werden, sind 
neben der P� egedokumentation insbesondere P� egeverträge, Kos-
tenvoranschläge, Leistungsnachweise, Rechnungen, Handzeichenlis-
ten, Quali� kationsnachweise, Dienstpläne, Einsatz- oder Tourenpläne, 
Stundennachweise, Arbeitsverträge oder Mitarbeiterlisten mit Stellen-
anteilen sowie Verordnungen und Genehmigungen für die Behand-
lungs-p� ege.

GEWISSENHAFT DOKUMENTIEREN
Neben der korrekten Dokumentation der abgerechneten Leistungen 
müssen insbesondere auch die Dienst- und Tourenpläne mit den Leis-
tungsnachweisen übereinstimmen. Zwar werden sie nicht deshalb ge-
führt, um im Rahmen der Abrechnungsprüfung als Begründung für Kür-
zungen herangezogen zu werden. Stimmen die Angaben in den Plänen 
aber nicht mit denjenigen in den Leistungsnachweisen überein, entsteht 
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Abrechnung – 
KANN ist jetzt 
MUSS
ABRECHNUNGSPRÜFUNGEN IM RAHMEN VON QUALITÄTS-
PRÜFUNGEN GAB ES SCHON IMMER. SIE WURDEN VON DEN 
PFLEGEKASSEN VERANLASST, WENN ES ANHALTSPUNKTE 
FÜR AUFFÄLLIGKEITEN IN DER ABRECHNUNG GAB. SEIT OK-
TOBER 2016 PRÜFT DER MDK BEI ALLEN REGEL- UND ANLASS-
PRÜFUNGEN NICHT NUR DIE QUALITÄT DER ERBRACHTEN 
LEISTUNGEN, SONDERN IMMER AUCH DEREN ABRECHNUNG.

der Verdacht, dass Leistungen von P� egekräften abgezeichnet wurden, 
die diese Leistungen tatsächlich nicht erbracht haben, oder dass nicht 
erbrachte Leistungen abgezeichnet wurden. Um dem vorzubeugen, 
müssen auch kurzfristige  Planänderungen gewissenhaft dokumentiert 
werden. 

Springt beispielsweise ein Mitarbeiter, der keinen Dienst hatte, für einen 
kranken Kollegen ein und lässt sich dies nicht im Nachhinein anhand des 
Dienst- und Tourenplans nachvollziehen, gerät der P� egedienst in Erklä-
rungsnot. Es be� nden sich dann nämlich auf den Leistungsnachweisen 
Handzeichen eines Mitarbeiters, der eigentlich frei hatte.

PFLEGEKRÄFTE RICHTIG EINSETZEN
Vor allem bei den SGB V-Leistungen sind mit der Krankenkasse formale 
Anforderungen an die fachliche Quali� kation der Mitarbeiter vereinbart. 
In vielen Verträgen ist beispielsweise festgelegt, dass ausschließlich 
P� egefachkräfte bestimmte Leistungen erbringen dürfen. Wird dagegen 
verstoßen, sind die Leistungen insgesamt nicht abrechnungsfähig. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob sie gut oder schlecht ausgeführt wurden. Nach 
der sogenannten streng formalen Betrachtungsweise des Sozialversi-
cherungsrechts ist eine Leistung insgesamt nicht zu bezahlen, wenn sie 
auch nur in Teilbereichen nicht den gestellten Anforderungen genügt.

ABRECHNUNGSAUFFÄLLIGKEITEN HABEN KONSEQUENZEN
Bei Au� älligkeiten in der Abrechnungsprüfung werden die Prüfer zu-
nächst Kopien der relevanten Unterlagen  anfertigen wollen und den 
betre� enden Kranken- und P� egekassen zur Verfügung stellen. Die 
Kassen schalten die bei ihnen errichteten „Stellen zur Bekämpfung von 
Fehlverhalten im Gesundheitswesen“ ein und nutzen die Unterlagen für 
Rückforderungen und oft auch vertragliche Konsequenzen. Je nach Ver-
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stoß können die von der Abmahnung bis hin zur Kündigung des Versor-
gungsvertrages reichen.

In vielen Fällen wird auch die Staatsanwaltschaft informiert – dazu sind 
die Kranken- und Pflegekassen gesetzlich sogar verpflichtet. Doch wäh-
rend sie in der Vergangenheit erfahrungsgemäß nur selten Strafanzeige 
erstattet haben, ist das heute die Regel. Damit besteht dann ein soge-
nannter Anfangsverdacht für eine Straftat. Polizei und Staatsanwalt-
schaft ermitteln wegen Abrechnungsbetrugs oder Urkundenfälschung. 
Dafür befragen sie nicht nur Beschuldigte oder Zeugen, sondern sie wer-
den oft auch Wohn- und Geschäftsräume durchsuchen und Unterlagen 
beschlagnahmen.

Auf Grund der neueren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs werten 
die Kranken- und Pflegekassen den errechneten oder hochgerechneten 
Rückforderungsbetrag zunächst in voller Höhe als Betrugsschaden.
Spätestens hier ist anwaltliche Unterstützung dringend notwendig.
  

	 Die Redaktion Häusliche Pflege bietet zum Thema Abrechnungsprüfung 

zwei Veranstaltungen an: Am 21. Februar in Würzburg und am 9. März in 

Hannover.  Dort erhalten Sie sowohl eine pflegepraktische als auch eine 

juristische Einordnung zum Thema Abrechnungsprüfungen. Ebenso wird ein 

MDK-Vertreter über das Thema informieren. 

	 Mehr Informationen zu den beiden Veranstaltungen erhalten Sie über: veran-

staltungen@vincentz.net oder:  

www.haeusliche-pflege.net/Karrierecenter-Veranstaltungen/Veranstaltungen

	 Lesen Sie zum Thema auch den Beitrag „Abrechnung: Was der MDK nun 

regelmäßig prüft“, von Rechtsanwalt Sebastian Froese (bad e.v.) in der 

Zeitschrift Häusliche Pflege 11/2016

	 www.iffland-wischneski.de
HENNING SAUER

>> Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht und 

Sozialrecht in der Fachkanzlei für die  

Sozialwirtschaft Iffland Wischnewski Rechtsanwälte, 

Darmstadt. 

E-Mail: info@iffland-wischnewski.de
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Exoskelett-Orthese von Krankenkasse
Auf ca. 72 000 Euro lautete der Kostenvoranschlag 
der vom Kläger beantragten ReWalk Orthese mit Un-
terarmgehstützen. Der nach einem Autounfall quer-
schnittsgelähmte Kläger (ab Th6) kam mit der in der 
Rehabilitation erprobten Orthese sehr gut zurecht 
und hatte mit ihr über kurze Strecken das Gehen 
erlernt. Nach einem ersten, nicht befürwortenden 
MDK Gutachten lehnte die Kasse die Gewährung ab. 
Im Widerspruchsverfahren äußerte sich das erneut 
eingeholte MDK Gutachten positiv: Der Kläger kön-
ne sich mit der Orthese neue Freiräume erschließen 
und auch ein therapeutischer Nutzen sei erkennbar. 
Dennoch lehnte die Kasse die Leistungsgewährung 

ab. Zu Unrecht, wie das SG Speyer urteilte. Die Auf-
nahme der Orthese in das Hilfsmittelverzeichnis sei 
keine Voraussetzung für die Anspruchsgewährung. 
Da die Orthese eine ausgefallene Körperfunktion, 
das Gehen, ersetze, diene sie dem unmittelbaren 
Behinderungsausgleich. Bei Hilfsmitteln zum un-
mittelbaren Behinderungsausgleich könne die Kas-
se sich nicht mit der Argumentation zurückziehen, 
der bisher erreichte Versorgungstandard mit einem 
Aktivrollstuhl sei ausreichend, solange die Orthe-
se dem Kläger nicht das vollständige Gleichziehen 
mit einem nicht behinderten Menschen ermögliche. 
Auch die subjaktiven Voraussetzungen seien erfüllt, 
da der Kläger mit der Orthese selbstbestimmt ge-

hen könne. Auch wenn nicht absehbar sei, ob er die 
Orthese mehr als ein paar Stunden am Tag nutzen 
könne, entfalle nicht die Erforderlichkeit der Ver-
sorgung. Selbst die Nutzung für ein paar Stunden 
sei ein relevanter Bewegungszugewinn. Auch das 
Wirtschaftlichkeitsgebot stehe der Gewährung nicht 
entgegen. Denn die Wirtschaftlichkeit eines dem 
unmittelbaren Behinderungsausgleichs dienendem 
Hilfsmittels sei zu unterstellen und erst zu prüfen, 
wenn gleichwertige, aber unterschiedlich teure Hilfs-
mittel zur Wahl stünden.

> �SG Speyer, Urteil vom 20. Mai 2016, 

��AZ: S 19 KR 350/15, Fundstelle: www.juris.de

URTEILE ...

DAS SOLLTEN SIE JETZT BEACHTEN!

•	 Dienst- und Tourenpläne müssen am Ende des Tages mit den 
Leistungsnachweisen übereinstimmen. Personelle Änderungen, 
z. B. Tausch von Diensten, Krankheit sowie Vertretung, müssen 
in den Dienst- und Tourenplänen nachvollziehbar sein. 

•	 Vertragliche Regelungen mit den Kostenträgern sind unbedingt 
zu beachten. Prüfen Sie genau, welche Leistungen an welche 
Qualifikationen der Pflegekräfte geknüpft sind.

•	 Reaktionen auf Rückforderungen müssen wohl überlegt und 
geprüft werden. Berechtigten Rückforderungsansprüchen ist 
zwar nachzukommen, vorab sollte jedoch in Erfahrung gebracht 
werden, ob bereits Strafanzeige erstattet und ein strafrechtli-
ches Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde. Ist das der Fall, 
kann nur in Rücksprache mit der Staatsanwaltschaft geklärt 
werden, ob eine Rückzahlung auch zur Einstellung des Ermitt-
lungsverfahrens führt.
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SYBILLE JAHN

>> Rechtsanwältin und Spezialistin für das Strafrecht in 

der Pflege in der Fachkanzlei für die Sozialwirtschaft 

Iffland Wischnewski Rechtsanwälte, 

Darmstadt 

info@iffland-wischnewski.de


